
Bezirksregierung Köln

Bezirksregierung Köln, 50606 Köln

Wir Fühlinger e.V.
z.Hd. Herrn Norbert Radke
Arenzhofstr. 38
50769 Köln

Beschwerde bzgl. der Beschlüsse des Hauptausschusses vom
05,12.2016 und des Rates der Stadt Köln vom 20.12.2016 über den
Bau tem porärer U nterbring u ngen fü r Gefl üchtete

lhr Schreiben vom 13.01 .2018

Sehr geehrte Damen und Herren,

sehr geehrter Herr Radke,

sehr geehrter Herr Hüsch,

ein breites zivilgesellschaftliches Engagement ist für eine gelungene

lntegration von zentraler Bedeutung. Deshalb begrüße ich die in lhrem

v.g. Schreiben mehrfach erklärte Bereitschaft, sich als ,,Wir Fühlinger

e.V." für Geflüchtete in lhrem Stadtteil zu engagieren'

lm weiteren Verlauf Ihres Schreibens führen Sie an, dass Sie die

Beschlüsse des Hauptausschusses der Stadt Köln vom 05J2.2016 und

des Stadtrats vom 20.12.2016 über den Bau temporärer

Unterbringungen für Geflüchtete, insbesondere im Hinblick auf das

städtische Grundstück Neusser Landstraße/ Blumenbergsweg in
Fühlingen, sowohlformell als auch materiell für rechtswidrig erachten.

Wie mitgeteilt, habe ich hierzu ,r"h di" Stadt Köln angehört.

Konkret beziehen Sie sich auf folgende Punkte:

1 . Formelle Rechtmäßiskeit
1.1 Beteiliqunq Bezir

Zunächst merken Sie an, dass der Ortsteil Fühlingen lhrer Ansicht nach

vor dem Beschluss über den Bau der Asylunterkunft nicht hinreichend

informiert wurde.
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Aktenzeichen:

31.01:01.01 K - Ten

Auskunfi erteilt:

Frau Tenbieg

m aren.tenbieg@bezreg-

koeln:nrw.de

Zimmer: H 369

Telefon: (0221) 147 -2372

Fax: (0221) 147 -3507

Zeughausstraße 2-10,

50667 Köln

DB bis Köln Hbf,

U-Bahn 3,4,5,16,18

bis Appellhofplatz

Besuchereingang (Hauptpforte) :

Zeughausstr. 8

Telefonische S prechzeiten:

mo. - do.: 8:30 - 15:00 Uhr

Besuchertag:

donnerstags: 8:30- 15:00 Uhr

(weitere Termine nach

Vereinbarung)

Landeskasse Dilsseldorf:

Landesbank Hessen-Thilringen

IBAN:

DE34 3005 0000 0000 0965 60

BIC: WELADEDDXXX

Zahlungsavise bitte an

zentralebuch ungsstelle@

brk.nrw.de

Hauptsitz:

Zeughausstr. 2-1 0, 50667 Köln

Telefon: (0221) 147 - 0

Fax: (A221) 147 -3185

USt-lD-Nr.: DE 8121 10859

poststelle@brk. nnr.de

www.bezreg-koeln. nru.de
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Gem. § 3 der Zuständigkeitsordnung der Stadt Köfn i.V.m.§ 19 Abs.4 seite2von6

der Hauptsatzung und § 37 Abs. 5 S. 1 der Gemeindeordnung für das

Land NRW (GO NRW) sind Bezirksvertretungen zu allen wichtigen

Angelegenheiten, die den Stadtbezirk berühren, zu hören. Dadurch soll

die Berücksichtigung der lokalen lnteressen in den Stadtteilen und

Bezirken sichergestellt werden.

lm ablehnenden Beschluss vom 1 5.12.2016 hat die Bezirksvertretung

Chorweiler ihre Ansicht mitgeteilt. Diese ist eine Empfehlung an den

Rat, hat aber keinen bindenden Charakter. Das Abstimmungsergebhis
war dem Rat zum Zeitpunkt seinem positiven Beschluss am 20.12.2016

bekannt und wurde somit in die Entscheidungsfindung einbezogen.

1.2 Büroerbeteiliouno

Des Weiteren beschreiben Sie, dass erst auf lhre Aufforderung hin und

nachdem die Entscheidung bereits getroffen worden sei, Gespräche

zwischen Stadt und den Bürgerinnen und Bürgern des betroffenen

Ortstei ls stattgefu nden hätten.

Eine gesetzliche Regelung zur Beteiligung von Bürgern bei dem Bau

einzelner Gebäude auf dem Stadtgebiet vor oder nach dem Entscheid in

einem politischen Gremium gibt es nicht. Trotzdem ist es sicher sinnvoll

und wünschenswert, die Betroffenen zeitnah über Vorhaben zu

informieren. Die Stadt gibt an, eine Bürgerbeteiligung bei dem Bau von

Flüchtlingsunterkünften sei seit 2013 in Köln obligatorisch. Auch in

Bezug auf den geplanten Bau auf dem Grundstück Neusser Landstraße/

Blumenbergsweg gab es bisher drei Gesprächs-veranstaltungen. Bei

der letzten wurden auch die von lhnen thematisierten Angelegenheiten

wie die Versorgung und die ÖPNv-Anbindung des Stadtteils Fühlingen

angesprochen.

Auch hier ist ein Rechtsverstoß nicht ersichtlich.
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Datum: 16. März 2018

1 .3 Beteiliqunq Ratsmitglieder und Fraktionen seite 3 von 6

Darüber hinaus sind Sie der Ansicht, dass es eine unzulässige

Einflussnahme von Ratsmitgliedern im Vorfeld der von der Verwaltung

zu erstellenden Beschlussvorlage für die Verteilung der Flüchtlinge im

Stadtgebiet gegeben habe und die SPD-Fraktion nicht, nicht rechtzeitig

oder unzureichend über die Vorlage informiert worden sei. Genauere

Angaben hierzu machen Sie jedoch nicht.

Auch sonstige Anhaltspunkte und Konkretisierungen liegen mir nicht

vor, I sodass ich über Rechtmäßigkeit der Beteiligung von

Ratsmitgliedern und Fraktionen im vorliegenden Fall keine Aussage

treffen kann.

lch weise jedoch darauf hin, dass Ratsmitgliedef und Fraktionen, falls

sie sich in ihren Rechten verletzt sehen, die Möglichkeit haben, diese in

Rah men eines Kom munalverfassu ngsstreits du rchzusetzen.

1.3 Widerspruch zu einer Leitlinie

lm Gegen satz zu kommunalen Satzungen gem. § 7 GO NRW haben

durch Städte und Gemeinden verabschiedete Leitlinien keinen

bindenden Charakter, sondern stellen lediglich Orientierungshilfen für
die örtliche Verwaltung dar.

lm vorliegenden Fall wurde die von Ihnen angesprochene ,,Leitlinie zur

Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen in Köln" am 20.07.2404

beschlossen. Zu diesem Zeitpunkt waren auf dem Kölner Stadtgebiet
3,2-mal weniger Geflüchtete untergebracht als 2016 und 2,5-mal

weniger als 2017 (siehe 18. Bericht zur Flüchtlingssituation in der Stadt

Köln).

Nach Aussage der Stadtvenrualtung stehen nicht hinreichend viele

Unterkünfte zur Verfügung bzw. können noch angemietet oder gebaut

werden, bei denen die Vorgabe der Leitlinie trotz der deutlichen

Erhöhung der Zahlen von Geflüchteten eingehalten werden können. Da

die Stadt im Vorfeld der in Rede stehenden Ratsentscheidung

fortlaufend nach Unterbringungs-möglichkeiten und Standorten für

Neubauten von Unterkünften für Geflüchtete gesucht hat, sehe ich
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keinen Anlass daran zu zweifeln, dass aufgrund der aktuellen 3:lä'J:;Mär22018

Realbedingungen die in der Leitlinie aufgeführten Belegungsquoten

zurzeit nicht erfüllbar sind.

2. Materielle Rechtmäßiqkeit

Schließlich geben Sie är, dass die Verteilung der Unterkünfte für
Geflüchtete einige Stadtteile unverhältnismäßig hoch belaste und somit
gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz verstoße. lnsbesondere

vermuten Sie einen Zusammenhang zwischen der Anzahl der

Ratsmitglieder aus den jeweiligen Bezinken und der Anzahl der

Unterkunftsplätze in deren Wohngebieten.

Entscheidungen über den Bau städtischer Gebäude fallen unter die

kommunale Selbstverwaltungsgarantie gem. § Art 28 Abs. 2 GG und

können von den Kommunen daher im Rahmen des geltenden Rechts

frei getroffen werden. Dabei sind lnteressen der Geflüchteten, der

Anwohner und der öffentlichen Hand in Einklang zu bringen. Das

Verhältnis zwischen der Zahl von Einwohnern und Geflüchteten in den

Stadtteilen und Bezirken kann dabei ein Faktor sein, es sind jedoch

weitere lndikatoren zu berücksichtigen.

Maßgeblich ist in diesem Zusammenhang, dass die Stadt Köln hier

keine willkürlichen Entscheidungen getroffen, sondern sich an

sachlichen Kriterien orientiert hat. Damit ist ein Verstoß gegen den

Gleichbehandlungsgrundsatz nicht gegeben.

Bei den Entscheidungen der Ausschüsse und des Stadtrats zur

Errichtung von Neubauten für die Unterbringen von Geflüchteten wurde

in Bezug auf den Standort in Fühlingen im Hauptausschuss zwischen

zwei Alternativen entschieden, wobei der Standort in Fühlingen nur bei

der zweiten Variante realisiert werden sollte. Der Hauptausschuss

entschied sich für Vorschlag Nr. 2, wobei hier die Gesamtzahl der Plätze

geringer war als bei der ersten Variante. Dafür sollten dann aber

weniger Unterkünfte mit größeren Plalzahlen eriichtet werden. In dem

Anderungsantrag von CDU, Grünen und FDP sollte dann auf einen

Ausbau verzichtet werden, bei vier Neubauten sollten mehr Plätze

errichtet werden, um sich der Platzzahl aus der Variante 1 wieder

anzunähern.
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Dieser Verteilung hat die Mehrheit im Hauptausschuss zugestimmt und seite 5 von 6

wurde in der Sitzung vom 20.12.2016 auch durch die Mehrheit im Rat

bestätigt.

Aus einer Vorlage der Vennraltung zu diesem Vorgang, der dem

Hauptausschuss zum Zeitpunkt seiner Entscheidung vorgelegen hat,

geht hervor, dass die Größe des Stadtteils Fühlingen bei der

Entscheidung zu berücksichtigen sei. Daher ist davon auszugehen,

dass den Rats- und Ausschussmitgliedern der Umstand bewusst war

und sie diesen in die Entscheidung mit einbezogen haben, andere

Gesichtspunkte jedoch aussch lag gebender waren.

Wie Sie richtig darstellen, sind die Ratsmitglieder gem. § 43 Abs. 1 GO

NRW dem öffentlichen Wohl verpflichtet, das nicht an Bezirksgrenzen

festzumachen ist. Jedoch gibt es keine Hinweise darauf, dass gegen

diese Pflicht verstoßen wurde. Ein Zusammenhang zwischen dem

Wohnort der Ratsmitglieder und der Geflüchtetenquoten in ihrem Bezirk

ist nicht ersichtlich . Zieht man die von lhnen ermittelten Werte heran, so

widersprechen beispielsweise die Werte für die Bezirke 7 und 8 lhrer

These. Zieht man nicht die Höchstwerte in einem Stadtteil, sondern die

Gesamtverteilquote für die Bezirke heran, so weist Bezirk Nr. 1 trotz der

höchsten Zahl an lnteressensvertretern einen vergleichsweise hohe

Anteil an Unterkunftsplätzen auf und Bezirk Nr. 6, zu dem auch

Fühlingen gehört, den drittniedrigsten, obwohl von nach lhrer

Berech n u n g d ie wen igsten I nteressensvertreter kom men.

Es ist daher nicht ersichtlich, dass bei den Entscheidungen des

Hauptausschusses und des Rates gegen geltendes Recht verstoßen

worden wäre, wichtige Entscheidungsgrundlagen nicht gesehen bzw.

vernachlässigt worden seien oder sachfremde Erwägungen eine Rolle

gespielt hätten. Somit bestehen keine Anhaltspunkte für eine materielle

Rechtswidrigkeit.

3. Gesamtbewertunq

lm vorliegenden Fall sind weder formelle noch materielle

Rechtsverstöße ersichtlich. Eine kommunalaufsichtsrechtliche

Intervention meinerseits kommt daher nicht in Betracht.
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lch weise darüber hinaus darauf hin, dass eine Geflüchtetenquote von seire6von6

11,69% je Einwohner im Stadtteil Fühlingen (siehe 18. Bericht zur
Flüchtlingssituation in der Stadt Köln) nur bei einer Vollbelegung der
Unterkunft bestünde. Derzeit geht die Stadtverwaltung davon aus, dass

nicht alle Plälze genutzt werden müssen. Des Weiteren ist nicht klar, ob

die Verteilung der Geflüchteten stets analog zu den Unterkunftsgrößen

vorgenommen wird, sodass es durchaus möglich ist, dass bei der

tatsächlichen Verteilung andere Verhältnisse von Geflüchteten zt)

Einwohnern entstehen als bei der Einrichtung von Plätzen.

Mit freundlichen Grüßen,YTy ,

7Wn
(renbieg) (/


